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den Meeresboden – in der Diktion der Vereinten Nationen 
nennt man diesen Teil des Meeres „the area“, also: „das 
Gebiet“ – beruht eigentlich auf dem Konzept des „gemein­
samen Erbes der Menschheit“. Es soll garantieren, dass die 
Umwelt geschützt wird und auch Entwicklungsländer am 
Reichtum teilhaben.

Das sind starke Worte, die manchmal nur schwache 
Wirkung entfalten. Denn wenn ein Staat seine exklusive 
Nutzungszone legal erweitern kann, schmälert das das 
gemeinsame Erbe. Wie im Fall von Norwegen, das sich 
durch den Besitz der kleinen, komplett eisbedeckten 
„Insel“ Bouvetinsel – ohne Frischwasser, im Südatlantik, 
2.600 Kilometer vom Kap der Guten Hoffnungen entfernt –  
ein Nutzungsgebiet von 500.000 Quadratkilometern re­
serviert hat. Auch Frankreich steigt durch den Besitz sehr 
vieler überseeischer Insel-Dependancen zu neuer Größe 
auf – zur „Grande Nation“ in Sachen Vorratshaltung an 
Schätzen des Meeresboden-Territoriums. 

Bei der Festlegung dieser Claims spielt die Festland­
sockelkommission der Vereinten Nationen eine wichtige 
Rolle. Hier sichern sich Staaten Rechte auf Rohstoffvor­
kommen, die zum Teil noch gar nicht wirtschaftlich er­
schließbar sind. Oder die dort nur vermutet werden. Ein 
ungedeckter Wechsel auf die Zukunft sozusagen. Dabei 
geht es nicht nur um fossile Brennstoffe, um Erze und 
Metalle und die Macht, die mit der Kontrolle darüber ver­
bunden ist. Es geht auch um die globalen strategischen 
Interessen der Staaten, ihre Einflusssphären legal auszu­

weiten. Das noch nicht verteilte „Gebiet“ schrumpft. Von 
ursprünglich über 70 auf 43 Prozent. 57 Prozent des Mee­
resbodens sind bereits verteilt. Und damit jeglicher inter­
nationalen Einflussnahme – die unter anderem die Chan­
ce auf Partizipation und Verteilungsgerechtigkeit für alle 
Nationen umfasst – entzogen. 

Diese Regelungen beziehen sich ausschließlich auf 
den Meeresboden. Doch auch die Wassermassen darüber –  
und alles, was sich in und auf ihnen abspielt – wird juris­
tischen Regulierungen unterworfen. Innerhalb der Wirt­
schaftszonen gelten nationalstaatliche Gesetze, soweit 
die Ausbeutung von Ressourcen und der Umweltschutz 
betroffen sind. Außerhalb davon gilt das Recht der Hohen 
See – das ist Völkerrecht. Doch auch das ist lückenhaft: 
Piraten dürfen auf Hoher See aufgebracht werden, von 
jedem, der sie erwischt, Umweltsünder, illegale Fischerei­
flotten, Terroristen, Waffenhändler, Drogenschmuggler 
und Menschenschinder dagegen nicht. Sie können nur 
von den Staaten, aus denen sie stammen, verfolgt wer­
den. Die Zuständigkeiten internationaler Organisationen 
sind oft mehr als unklar. Die Hohe See ist im territorialen 
Sinne Niemandsland. Was die Nutzung angeht aber Jeder­
mansland. Schwierig also unter diesen Voraussetzungen, 
den Schutz des Ozeans in Bezug auf globale Probleme 
voranzubringen. Aber nicht unmöglich, wie aktuelle Ver­
handlungen auf UN-Ebene nahelegen, die das Ziel haben, 
Schutzgebiete auch in der Hohen See einzurichten.•

Die internationale Gemeinschaft verliert an Boden – einzelne Staaten gewinnen Land
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Beantragte Erweiterung des Festlandsockels

„Das Gebiet“: Gemeinsames Erbe der Menschheit

Kontinentalplattenränder

Bouvetinsel Heard- und McDonaldinseln1

Bouvetinsel

54° 26’ S
  3° 24’ E

53° 06’ S
73° 32’ E

• Unbewohnt
• 49 km2 
• Erweiterung für Norwegen: 
   500.000 km2
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Heard und McDonaldinseln

• Unbewohnt
• Heardinsel: 368 km2
• McDonaldinsel: 2,5 km2
• Erweiterung für Australien: 
    2.500.000 km2
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Durch die Erweiterung der Ausschließlichen Wirtschaftszonen (dunkelgrün) der Küstenstaaten bis in den Bereich des äußeren 
Festlandsockels (orange) verringert sich das internationale Meeresgebiet. Der Staatengemeinschaft gehen damit Flächen verloren. 

57 % des Meeresbodens sind bereits verteilt. Dem gemeinsamen Erbe der Menschheit bleiben magere 43 %.
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